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- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.09.2024 Nr. 17 
 
 
B. Bekanntmachungen der Städte, Samtgemeinden und Gemeinden 
 
 

Satzung der Stadt Rotenburg (Wümme) 
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 55 B II 

– Glockengießerstraße-Ost –  
 
 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit den §§ 10 und 58 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt die 4. Änderung des 

Elektronisches Amtsblatt 
für den 

Landkreis Rotenburg (Wümme)  
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Bebauungsplanes Nr. 55 B II – Glockengießerstraße-Ost - als Satzung und die Begründung beschlossen. Die Aufstellung 
des Bebauungsplanes erfolgte im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB. 
 
 
Rotenburg (Wümme), den 30.08.2024 
 
In Vertretung 
Bernadette Nadermann  (L. S.) 
Erste Stadträtin 
 
 
Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung ab dem 15.09.2024 bei der Stadt Rotenburg (Wümme), Große 
Str. 1, alter Teil des Rathauses, 2. OG, während der Dienststunden einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
Das Plangebiet ist im anliegenden Lageplan dargestellt. Die verbindlichen Plangrenzen sind der Satzung zu entnehmen. 
Zum nächstmöglichen Zeitpunkt sind die Unterlagen auch im Internet über das Geoportal unter www.rotenburg-
wuemme.de – Rat und Verwaltung – Stadtplanung – Bebauungspläne abrufbar. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und die nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtlichen Mängel des 
Abwägungsvorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung mit 
eigenhändiger Unterschrift entweder schriftlich, zur Niederschrift oder auch per E-Mail gegenüber der Stadt unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. Gemäß § 44 Abs. 5 BauGB 
wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von 
Vermögensnachteilen, die durch den Bebauungsplan eintreten, sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche hingewiesen. 
 
 
Rotenburg (Wümme), den 15.09.2024 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretun: 
Bernadette Nadermann  (L. S.) 

 
 

 
 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.09.2024 Nr. 17 
 
  

http://www.rotenburg-wuemme.de/
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Satzung der Stadt Rotenburg (Wümme) 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 115 

– Sportanlage In der Ahe –  
 
 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit den §§ 10 und 58 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 115 – Sportanlage In der Ahe - als Satzung und die Begründung beschlossen. Die Aufstellung des 
Bebauungsplanes erfolgte im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB. 
 
 
Rotenburg (Wümme), den 30.08.2024 
 
In Vertretung 
Bernadette Nadermann  (L. S.) 
Erste Stadträtin 
 
 
Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung ab dem 15.09.2024 bei der Stadt Rotenburg (Wümme), Große 
Str. 1, alter Teil des Rathauses, 2. OG, während der Dienststunden einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
Das Plangebiet ist im anliegenden Lageplan dargestellt. Die verbindlichen Plangrenzen sind der Satzung zu entnehmen. 
Zum nächstmöglichen Zeitpunkt sind die Unterlagen auch im Internet über das Geoportal unter www.rotenburg-
wuemme.de – Rat und Verwaltung – Stadtplanung – Bebauungspläne abrufbar. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und die nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtlichen Mängel des 
Abwägungsvorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung mit 
eigenhändiger Unterschrift entweder schriftlich, zur Niederschrift oder auch per E-Mail gegenüber der Stadt unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. Gemäß § 44 Abs. 5 BauGB 
wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von 
Vermögensnachteilen, die durch den Bebauungsplan eintreten, sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche hingewiesen. 
 
 
Rotenburg (Wümme), den 15.09.2024 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Bernadette Nadermann  (L. S.) 
 
 

 
 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.09.2024 Nr. 17 
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Satzung 
der Samtgemeinde Tarmstedt über die Erhebung von Gebühren und Auslagen 

für Dienst- und Sachleistungen der Freiwilligen Feuerwehren 
außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben 

 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.03.2017 (Nds. GVBl. S. 48), des § 29 des Niedersächsi-
schen Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuerwehren (Niedersächsisches Brandschutz-
gesetz - NBrandSchG) in der Fassung vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 269), zuletzt geändert durch Artikel 3 § 6 des 
Gesetzes vom 20.05.2019 (Nds. GVBl. S. 88), der §§ 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes in der 
Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. 
S. 309) hat der Rat der Samtgemeinde Tarmstedt in seiner Sitzung am 01.06.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Für Einsätze und Leistungen der Feuerwehr außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben werden Gebühren 
nach § 29 NBrandSchG nach Maßgabe dieser Satzung erhoben. 
 
Die öffentliche Einrichtung Feuerwehr der Samtgemeinde Tarmstedt wird durch Feuerwehrsatzung vom 02.12.2009 fest-
gelegt. 
 
 

§ 2 
Gebührenpflichtige Einsätze und Leistungen der Feuerwehr 

 
(1) Nach § 29 Absatz 2 Nr. 1 - 7 NBrandSchG werden Gebühren und Auslagen erhoben für 

1. für Einsätze nach Absatz 1,  
1.1. die verursacht worden sind durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges Handeln oder 
1.2. bei denen eine Gefährdungshaftung besteht, insbesondere 

- durch den Betrieb von Kraftfahrzeugen oder von Anhängern, die dazu bestimmt sind, von einem Kraftfahrzeug 
mitgeführt zu werden, von Luft- oder Wasserfahrzeugen oder von Schienenbahnen, außer in Fällen höherer 
Gewalt, oder 

- durch die Beförderung von oder den sonstigen Umgang mit Gefahrstoffen für gewerbliche oder militärische 
Zwecke, außer in Fällen höherer Gewalt, 

2. für Einsätze, die von einem in einem Kraftfahrzeug eingebauten System zur Absetzung eines automatischen 
Notrufes oder zur automatischen Übertragung einer Notfallmeldung verursacht wurden und bei denen weder ein 
Brand oder ein Naturereignis vorgelegen hat noch eine Hilfeleistung zur Rettung eines Menschen aus akuter 
Lebensgefahr notwendig war, 

3. für Einsätze, die durch das Auslösen einer Brandmeldeanlage verursacht wurden, ohne dass ein Brand vorge-
legen hat (Fehlalarm), 

4. für die Stellung einer Brandsicherheitswache (§ 26), 

5. für andere als die in Absatz 1 genannten Einsätze, die dem abwehrenden Brandschutz oder der Hilfeleistung 
dienen, und 

6. für freiwillige Einsätze und Leistungen. 
 
(2) Die Samtgemeinde Tarmstedt kann, auch bei nach § 29 Abs. 1 unentgeltlichen Einsätzen, die Erstattung folgender 

Kosten verlangen, soweit sie nicht bei der Kalkulation der Gebühren berücksichtigt worden sind. Dies gilt insbesondere 
für: 

1. Kosten für Sonderlöschmittel und Sondereinsatzmittel, die bei einer Brandbekämpfung oder Hilfeleistung in einem 
Gewerbe- oder Industriegebiet eingesetzt worden sind, sowie die Kosten für die Entsorgung der eingesetzten 
Sonderlöschmittel und Sondereinsatzmittel, 

2. Kosten für die Entsorgung von Löschwasser, das bei der Brandbekämpfung in einem Gewerbe- oder Industrie-
gebiet mit Schadstoffen belastet worden ist. 
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(3) Für freiwillig auf Anforderung erbrachte Einsätze werden vom Antragsteller Gebühren erhoben. Gebührenpflichtig sind 
alle Hilfs- und Sachleistungen der Feuerwehr, die nicht im Zusammenhang mit den in den Absätzen 1 und 2 bezeich-
neten Aufgaben stehen und Aufgaben innerhalb des NBrandSchG darstellen. Zu diesen Aufgaben zählen insbeson-
dere: 

1. Beseitigung von Ölschäden und sonstigen umweltgefährdenden oder gefährlichen Stoffen, 

2. Türöffnung bei Gebäuden, Wohnungen, Aufzügen, etc., 

3. Zeitweise Überlassung von Fahrzeugen, Lösch-, Rettungs-, Beleuchtungs- und sonstigen Hilfsgeräten, 

4. Einfangen von Tieren, Entfernung von Wespennestern, 

5. Auspumpen von Räumen, z. B. Kellern 

6. Mitwirkung bei Räum- und Aufräumarbeiten, 

7. Absicherung von Gebäuden und Gebäudeteilen, 

8. Gestellung von Feuerwehrkräften und evtl. weiterem technischen Gerät in anderen Fällen 
 
(4) Soweit für Einsätze nach Abs. 1 Kostenersatz nach § 30 Abs. 1 Satz 2 NBrandSchG zu leisten ist, wird dieser neben 

der Gebühr als Auslage nach § 4 NKAG i. V. mit § 13 NVwKostG erhoben. 
 
 

§ 3  
Gebührenschuldner 

 
(1) Die Gebührenschuldnerin bzw. der Gebührenschuldner bei Leistungen nach § 2 dieser Satzung bestimmt sich nach 

§ 29 Abs. 4 NBrandSchG. Bei Einsätzen, die durch eine Brandmeldeanlage ausgelöst wurden, ohne dass ein Brand 
vorgelegen hat, bestimmt sich die Gebührenschuldnerin bzw. der Gebührenschuldner nach § 29 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 
NBrandSchG. 

 
(2) Personen, die nebeneinander dieselbe Gebühr schulden, sind Gesamtschuldner. 
 
 

§ 4 
Gebührentarif und -höhe 

 
(1) Gebühren werden nach Maßgabe des als Anlage beigefügten Gebührentarifes erhoben. Die Anlage ist Bestandteil der 

Satzung. Soweit Leistungen der Umsatzsteuer unterliegen, tritt zu den im Gebührentarif festgesetzten Gebühren die 
Umsatzsteuer in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe hinzu. 

 
(2) Bei der Berechnung gilt, sofern nicht feste Beträge festgelegt sind, jede angefangene halbe Stunde erst ab der 

5. Minute als halbe Stunde und volle Stunden gelten erst ab der 35. Minute als volle Stunden. Als Mindestbetrag wir 
die Gebühr für eine halbe Stunde erhoben. Maßgeblich für die Gebührenberechnung ist der Zeitraum vom Ausrücken 
der Feuerwehr aus dem Feuerwehrhaus zum Einsatz bis zum Einrücken nach Einsatzende. 

 
(3) Die Gebühr wird bei offensichtlich unnötig hohem Einsatz an Personal, Fahrzeugen und Geräten auf der Grundlage 

der für die Leistungserbringung erforderlichen Einsatzkosten berechnet. 
 
 

§ 5 
Entstehen der Gebührenpflicht und -schuld 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ausrücken der Feuerwehr aus dem Feuerwehrhaus bzw. mit der Überlassung 

der Geräte/Verbrauchsmaterialien/verbindlichen Anmeldung. Dies gilt auch dann, wenn nach dem Ausrücken von 
Feuerwehrkräften der Gebührenpflichtige auf die Leistung verzichtet oder sonstige Umstände die Leistung unmöglich 
machen, soweit die Unmöglichkeit nicht von Angehörigen der Feuerwehr zu vertreten ist. 

 
(2) Die Gebührenschuld entsteht mit dem Einrücken der Feuerwehr in das Feuerwehrhaus bzw. mit der Rückgabe der 

Gerätschaften. 
 
 

§ 6 
Veranlagung, Fälligkeit und Beitreibung 

 
(1) Die Gebühr wird durch Bescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe fällig, wenn nicht ein 

späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 
 
(2) Die Gebühr wird im Verwaltungszwangsverfahren nach dem Niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz voll-

streckt. 
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§ 7 

Haftung 
 
Die Samtgemeinde Tarmstedt haftet nicht für Personen- und Sachschäden, die durch die Benutzung von zeitweise über-
lassenen Fahrzeugen und Gerätschaften entstehen, wenn und soweit die Angehörigen der Feuerwehr diese nicht selbst 
bedienen. 
 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.07.2021 in Kraft. 
 
(2) Am gleichen Tag tritt die Satzung der Samtgemeinde Tarmstedt über die Erhebung von Kostenersatz für Dienst- und 

Sachleistungen der Freiwilligen Feuerwehren außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtausgaben vom 
03.12.2007 außer Kraft. 

 
 
Tarmstedt, den 01.06.2021 
 
Holle (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 
 
Ergänzung: 
Der Rat der Samtgemeinde Tarmstedt hat in seiner Sitzung am 28.05.2024 die Kalkulationsgrundlagen der Gebüh-
renkalkulation einstimmig zur Kenntnis genommen und den gefassten Beschluss zum Inkrafttreten der Neufas-
sung der Satzung der Samtgemeinde Tarmstedt über die Erhebung von Gebühren und Auslagen für Dienst- und 
Sachleistungen der Freiwilligen Feuerwehren außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben bestä-
tigt. 
 
Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.07.2021 in Kraft. 
 
 
Tarmstedt, 29.05.2024 
 
Samtgemeinde Tarmstedt 
Oliver Moje (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 
 

Anlage:  Gebührentarif 
 

Ziffer Gebührentatbestand Gebühr (je angefangene halbe Stunde) 

1. Personaleinsatz  

1.1 Feuerwehrtechnisches Personal je Person   30,96 € 

2. Einsatz von Fahrzeugen (ohne Personal)  

2.1 Einsatzfahrzeuge: 
Mannschaftstransportwagen (MTW), Einsatzwagen (ELW) und 
vergleichbare Fahrzeuge 

173,22 € 

2.2 Löschfahrzeuge: 
Tanklöschfahrzeug (TLF), Löschgruppenfahrzeug (LF 8, HLF), 
Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF, TSF-W) und vergleichbare Fahr-
zeuge 

255,42 € 

3. Sonstige Gebühren  

3.1 Verbrauchsmaterial Verbrauchsmaterial (z. B. Ölbindemittel, 
Schaummittel) werden zum Beschaf-
fungspreis berechnet 

3.2 Entsorgung Die Entsorgung von Ölbinde-, Säure-
binde- sowie Schaummittel oder sonsti-
gen Stoffen, wird nach dem tatsächlichen 
Kosten in Rechnung gestellt 
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3.3 Leistungen Dritter Leistungen Dritter werden nach den tat-
sächlich verursachten Kosten in Rech-
nung gestellt 

 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.09.2024 Nr. 17 
 
 

Jahresabschluss 2016 
der Gemeinde Ahausen und Entlastungserteilung 

 
 
Der Rat der Gemeinde Ahausen hat in seiner Sitzung am 26.08.2024 folgenden Beschluss gefasst: 
• Der Jahresabschluss der Gemeinde Ahausen für das Haushaltsjahr 2016 wird in der vorliegenden Fassung 

beschlossen. 
• Dem Bürgermeister der Gemeinde Ahausen wird für das Haushaltsjahr 2016 die Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2016 und der um die Stellungnahme des Bürgermeisters ergänzte Schlussbericht des Rechnungs-
prüfungsamtes liegen im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werktagen während der Öffnungszeiten 
bei der Samtgemeinde Sottrum, Am Eichkamp 12, 27367 Sottrum öffentlich aus. 
 
 
Ahausen, den 15. September 2024 
 
Gemeinde Ahausen  
Der Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.09.2024 Nr. 17 
 
 

Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung 
für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen 

in der Gemeinde Kalbe 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Kalbe 
in seiner Sitzung am 02.09.2024 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und sonstige ehrenamtliche Tätigkeit für die Gemeinde wird grundsätzlich unentgeltlich 

geleistet. Anspruch auf Erstattung von Verdienstausfall und Auslagen besteht im Rahmen der Höchstbeträge nach 
dieser Satzung. Aufwandsentschädigungen für Ratsmitglieder und sonst ehrenamtlich tätige Personen werden nur im 
Rahmen dieser Satzung gezahlt. 

 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird, auch dann, wenn der Empfänger das Amt nur für einen Teil des 

Monats innehat, jeweils für einen vollen Monat im Voraus gezahlt. Führt der Empfänger einer Aufwandsentschädigung 
seine Dienstgeschäfte ununterbrochen – den Erholungsurlaub nicht eingerechnet – länger als zwei Monate nicht, so 
ermäßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über zwei Monate hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Vom gleichen 
Zeitpunkt an erhält der die Geschäfte führende Vertreter 50 % der Aufwandsentschädigung des Vertretenen. Ruht 
das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 

 
(3) Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz gezahlt wird, gilt Abs. 2 Satz 1 

entsprechend. 
 
 

§ 2 
Aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld) für Ratsmitglieder 

 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen eine 

Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld von 30,00 EUR je Sitzung.  
Bei mehreren Sitzungen an einem Tag werden nicht mehr als zwei Sitzungsgelder gewährt. 

 
(2) Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit Ausnahme der Fahrtkosten nach 

§ 5 dieser Satzung, unbeschadet der Regelung über die Reisekosten im § 5. 
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§ 3 
Zusätzliche Aufwandsentschädigung für den Bürgermeister, 

seine Vertreter, die Fraktionsvorsitzenden und die Beigeordneten 
 
(1) Neben den Beträgen aus § 2 dieser Satzung werden monatlich folgende zusätzliche Aufwandsentschädigungen 

gezahlt: 
 
a) an den Bürgermeister 450,00 EUR 
b) an seinen ersten Vertreter 75,00 EUR 

 
(2) Vereinigt ein Ratsmitglied mehrere der in Abs. 1 genannten Funktionen auf sich, so erhält er von den zusätzlichen 

Aufwandsentschädigungen nur die jeweils höchste. 
 
 

§ 4 
Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 

 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten eine Aufwandsentschädigung von 6,00 EUR. § 2 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 dieser Satzung gelten entsprechend. 
 
 

§ 4a 
Umlegungsausschuss 

 
Die Fachmitglieder des Umlegungsausschusses erhalten eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 
41,00 EUR der Vorsitzende des Umlegungsausschusses in Höhe von 67,00 EUR.  
§ 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 dieser Satzung gelten entsprechend. 
 
 

§ 5 
Fahrt- und Reisekosten 

 
(1) Die Ratsmitglieder und die nicht dem Rat angehörenden Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten für Fahrten 

innerhalb der Gemeinde eine Wegstreckenentschädigung von 0,30 EUR pro km. 
 
(2) Für Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes werden den Ratsmitgliedern und den nicht dem Rat 

angehörenden Mitgliedern von Ratsausschüssen Reisekosten nach der Stufe B der Reisekostenbestimmungen 
gewährt. Sitzungsgelder oder Auslagenentschädigung werden daneben nicht gezahlt. 

 
(3) Anstelle der Entschädigungen nach Abs. 1 und 2 wird für folgende Mandatsträger eine Reisekostenpauschale 
festgesetzt: 
 
   an den Bürgermeister 30,00 EUR monatlich 
 
 

§ 6 
Verdienstausfall 

 
(1) Anspruch auf Entschädigung für Verdienstausfall haben 

a) ehrenamtlich tätige Personen, 
b) Ratsmitglieder neben ihrer Aufwandsentschädigung, 
c) Ehrenbeamte, soweit sie keine Aufwandsentschädigung erhalten, 
d) nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen. 

 
(2) Ein Entschädigungsanspruch besteht nur für den nachgewiesenen tatsächlich entstandenen Verdienstausfall, soweit 

er durch die ehrenamtliche Tätigkeit bzw. die Ratstätigkeit für die Gemeinde entstanden ist. 
 
(3) Die Entschädigung für Verdienstausfall wird auf höchstens 10,00 EUR je Stunde begrenzt. 
 
 

§ 7 
Auslagen 

 
(1) Für die Gemeinde ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz ihrer nachgewiesenen Auslagen, soweit 

dies durch das Gesetz oder diese Satzung nicht ausgeschlossen ist. 
 
(2) Die Erstattung von Auslagen wird auf höchstens 11,00 EUR im Monat begrenzt. 
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§ 8 

Andere ehrenamtlich tätige Personen 
 

Unter gleichzeitiger Abgeltung sämtlicher Auslagen und des Verdienstausfalls erhält eine Aufwandsentschädigung: 
 
  Protokollführer, je Sitzung 50,00 EUR 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.10.2024 in Kraft. Mit dem gleichen Tage tritt die Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und 
Auslagenentschädigung für Ratsherren und ehrenamtlich tätige Personen der Gemeinde Kalbe vom 06.02.2017 außer 
Kraft. 
 
 
Kalbe, den 02. September 2024 
 
Gemeinde Kalbe 
Der Bürgermeister 
Gerken 
 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.09.2024 Nr. 17 
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